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Anlage A9 
 

Anlage A9 zum Bewerbungsbogen 
Zur Teilnahme am Verhandlungsverfahren nach §§ 14 Abs. 3, 74 VgV 
Projekt: Neubau eines Feuerwehrgerätehaus 
 

VgV - §17 Verhandlungsver-
fahren 

Bewerber-Nr.: 

 

Auszug aus dem StGB/IntBestG – Ausschlussgründe nach § 124 GWB  

§ 89a StGB – Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat 

(1) 1Wer eine schwere staatsgefährdende Gewalttat vorbereitet, wird mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. 2Eine schwere staatsgefährdende Gewalttat ist eine Straf-
tat gegen das Leben in den Fällen des § 211 oder des § 212 oder gegen die persönliche Freiheit in 
den Fällen des § 239a oder des § 239b, die nach den Umständen bestimmt und geeignet ist, den 
Bestand oder die Sicherheit eines Staates oder einer internationalen Organisation zu beeinträchtigen 
oder Verfassungsgrundsätze der Bundesrepublik Deutschland zu beseitigen, außer Geltung zu setzen 
oder zu untergraben. 

(2) Absatz 1 ist nur anzuwenden, wenn der Täter eine schwere staatsgefährdende Gewalttat vorberei-
tet, indem er  

1. eine andere Person unterweist oder sich unterweisen lässt in der Herstellung von oder im 
Umgang mit Schusswaffen, Sprengstoffen, Spreng- oder Brandvorrichtungen, Kernbrenn- 
oder sonstigen radioaktiven Stoffen, Stoffen, die Gift enthalten oder hervorbringen können, 
anderen gesundheitsschädlichen Stoffen, zur Ausführung der Tat erforderlichen besonderen 
Vorrichtungen oder in sonstigen Fertigkeiten, die der Begehung einer der in Absatz 1 genann-
ten Straftaten dienen, 

2. Waffen, Stoffe oder Vorrichtungen der in Nummer 1 bezeichneten Art herstellt, sich oder ei-
nem anderen verschafft, verwahrt oder einem anderen überlässt oder 

3. Gegenstände oder Stoffe sich verschafft oder verwahrt, die für die Herstellung von Waffen, 
Stoffen oder Vorrichtungen der in Nummer 1 bezeichneten Art wesentlich sind. 

(2a) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn der Täter eine schwere staatsgefährdende Gewalttat vorbe-
reitet, indem er es unternimmt, zum Zweck der Begehung einer schweren staatsgefährdenden Gewalt-
tat oder der in Absatz 2 Nummer 1 genannten Handlungen aus der Bundesrepublik Deutschland aus-
zureisen, um sich in einen Staat zu begeben, in dem Unterweisungen von Personen im Sinne des 
Absatzes 2 Nummer 1 erfolgen. 

(3) 1Absatz 1 gilt auch, wenn die Vorbereitung im Ausland begangen wird. 2Wird die Vorbereitung 
außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union begangen, gilt dies nur, wenn sie durch einen 
Deutschen oder einen Ausländer mit Lebensgrundlage im Inland begangen wird oder die vorbereitete 
schwere staatsgefährdende Gewalttat im Inland oder durch oder gegen einen Deutschen begangen 
werden soll. 

(4) 1In den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 bedarf die Verfolgung der Ermächtigung durch das Bundes-
ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz. 2Wird die Vorbereitung in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union begangen, bedarf die Verfolgung der Ermächtigung durch das Bun-
desministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, wenn die Vorbereitung weder durch einen Deut-
schen erfolgt noch die vorbereitete schwere staatsgefährdende Gewalttat im Inland noch durch oder 
gegen einen Deutschen begangen werden soll. 
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(5) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 

(6) Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1); § 73d ist anzuwenden. 

(7) 1Das Gericht kann die Strafe nach seinem Ermessen mildern (§ 49 Abs. 2) oder von einer Bestra-
fung nach dieser Vorschrift absehen, wenn der Täter freiwillig die weitere Vorbereitung der schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat aufgibt und eine von ihm verursachte und erkannte Gefahr, dass ande-
re diese Tat weiter vorbereiten oder sie ausführen, abwendet oder wesentlich mindert oder wenn er 
freiwillig die Vollendung dieser Tat verhindert. 2Wird ohne Zutun des Täters die bezeichnete Gefahr 
abgewendet oder wesentlich gemindert oder die Vollendung der schweren staatsgefährdenden Ge-
walttat verhindert, genügt sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

§ 89c StGB – Terrorismusfinanzierung 

(1) 1Wer Vermögenswerte sammelt, entgegennimmt oder zur Verfügung stellt mit dem Wissen oder in 
der Absicht, dass diese von einer anderen Person zur Begehung 

1. eines Mordes (§ 211), eines Totschlags (§ 212), eines Völkermordes (§ 6 des Völkerstrafge-
setzbuches), eines Verbrechens gegen die Menschlichkeit (§ 7 des Völkerstrafgesetzbuches), 
eines Kriegsverbrechens (§§ 8, 9, 10, 11 oder 12 des Völkerstrafgesetzbuches), einer Körper-
verletzung nach § 224 oder einer Körperverletzung, die einem anderen Menschen schwere 
körperliche oder seelische Schäden, insbesondere der in § 226 bezeichneten Art, zufügt, 

2. eines erpresserischen Menschenraubes (§ 239a) oder einer Geiselnahme (§ 239b), 

3. von Straftaten nach den §§ 303b, 305, 305a oder gemeingefährlicher Straftaten in den Fällen 
der §§ 306 bis 306c oder 307 Absatz 1 bis 3, des § 308 Absatz 1 bis 4, des § 309 Absatz 1 bis 
5, der §§ 313, 314 oder 315 Absatz 1, 3 oder 4, des § 316b Absatz 1 oder 3 oder des § 316c 
Absatz 1 bis 3 oder des § 317 Absatz 1, 

4. von Straftaten gegen die Umwelt in den Fällen des § 330a Absatz 1 bis 3, 

5. von Straftaten nach § 19 Absatz 1 bis 3, § 20 Absatz 1 oder 2, § 20a Absatz 1 bis 3, § 19 Ab-
satz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 Nummer 2, § 20 Absatz 1 oder 2 oder § 20a Absatz 1 bis 3, 
jeweils auch in Verbindung mit § 21, oder nach § 22a Absatz 1 bis 3 des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen, 

6. von Straftaten nach § 51 Absatz 1 bis 3 des Waffengesetzes, 

7. einer Straftat nach § 328 Absatz 1 oder 2 oder § 310 Absatz 1 oder 2, 

8. einer Straftat nach § 89a Absatz 2a, 

verwendet werden sollen, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. 
2Satz 1 ist in den Fällen der Nummern 1 bis 7 nur anzuwenden, wenn die dort bezeichnete Tat dazu 
bestimmt ist, die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern, eine Behörde oder eine interna-
tionale Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder die politi-
schen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen eines Staates oder 
einer internationalen Organisation zu beseitigen oder erheblich zu beeinträchtigen, und durch die Art 
ihrer Begehung oder ihre Auswirkungen einen Staat oder eine internationale Organisation erheblich 
schädigen kann. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unter der Voraussetzung des Absatzes 1 Satz 2 Vermögenswerte sam-
melt, entgegennimmt oder zur Verfügung stellt, um selbst eine der in Absatz 1 Satz 1 genannten Straf-
taten zu begehen. 

(3) 1Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn die Tat im Ausland begangen wird. 2Wird sie außerhalb 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union begangen, gilt dies nur, wenn sie durch einen Deutschen 
oder einen Ausländer mit Lebensgrundlage im Inland begangen wird oder die finanzierte Straftat im 
Inland oder durch oder gegen einen Deutschen begangen werden soll. 
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(4) 1 In den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 bedarf die Verfolgung der Ermächtigung durch das Bundes-
ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz. 2Wird die Tat in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union begangen, bedarf die Verfolgung der Ermächtigung durch das Bundesministeri-
um der Justiz und für Verbraucherschutz, wenn die Tat weder durch einen Deutschen begangen wird 
noch die finanzierte Straftat im Inland noch durch oder gegen einen Deutschen begangen werden soll. 

(5) Sind die Vermögenswerte bei einer Tat nach Absatz 1 oder 2 geringwertig, so ist auf Freiheitsstra-
fe von drei Monaten bis zu fünf Jahren zu erkennen. 

(6) Das Gericht mildert die Strafe (§ 49 Absatz 1) oder kann von Strafe absehen, wenn die Schuld des 
Täters gering ist. 

(7) 1Das Gericht kann die Strafe nach seinem Ermessen mildern (§ 49 Absatz 2) oder von einer Be-
strafung nach dieser Vorschrift absehen, wenn der Täter freiwillig die weitere Vorbereitung der Tat 
aufgibt und eine von ihm verursachte und erkannte Gefahr, dass andere diese Tat weiter vorbereiten 
oder sie ausführen, abwendet oder wesentlich mindert oder wenn er freiwillig die Vollendung dieser 
Tat verhindert. 2Wird ohne Zutun des Täters die bezeichnete Gefahr abgewendet oder wesentlich 
gemindert oder die Vollendung der Tat verhindert, genügt sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, 
dieses Ziel zu erreichen. 

§ 129 StGB - Bildung krimineller Vereinigungen 

(1) Wer eine Vereinigung gründet, deren Zwecke oder deren Tätigkeit darauf gerichtet sind, Straftaten 
zu begehen, oder wer sich an einer solchen Vereinigung als Mitglied beteiligt, für sie um Mitglieder 
oder Unterstützer wirbt oder sie unterstützt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, 

 1. 
wenn die Vereinigung eine politische Partei ist, die das Bundesverfassungsgericht nicht für ver-
fassungswidrig erklärt hat, 

 2. 
wenn die Begehung von Straftaten nur ein Zweck oder eine Tätigkeit von untergeordneter Bedeu-
tung ist oder 

 3. soweit die Zwecke oder die Tätigkeit der Vereinigung Straftaten nach den §§ 84 bis 87 betreffen. 

(3) Der Versuch, eine in Absatz 1 bezeichnete Vereinigung zu gründen, ist strafbar. 

(4) Gehört der Täter zu den Rädelsführern oder Hintermännern oder liegt sonst ein besonders schwe-
rer Fall vor, so ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu erkennen; auf Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren ist zu erkennen, wenn der Zweck oder die Tätigkeit 
der kriminellen Vereinigung darauf gerichtet ist, in § 100c Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a, c, d, e und g mit 
Ausnahme von Straftaten nach § 239a oder § 239b, Buchstabe h bis m, Nr. 2 bis 5 und 7 der Straf-
prozessordnung genannte Straftaten zu begehen. 

(5) Das Gericht kann bei Beteiligten, deren Schuld gering und deren Mitwirkung von untergeordneter 
Bedeutung ist, von einer Bestrafung nach den Absätzen 1 und 3 absehen. 

(6) Das Gericht kann die Strafe nach seinem Ermessen mildern (§ 49 Abs. 2) oder von einer Bestra-
fung nach diesen Vorschriften absehen, wenn der Täter 

 1. 
sich freiwillig und ernsthaft bemüht, das Fortbestehen der Vereinigung oder die Begehung einer 
ihren Zielen entsprechenden Straftat zu verhindern, oder 

 2. 
freiwillig sein Wissen so rechtzeitig einer Dienststelle offenbart, daß Straftaten, deren Planung er 
kennt, noch verhindert werden können; 
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erreicht der Täter sein Ziel, das Fortbestehen der Vereinigung zu verhindern, oder wird es ohne sein 
Bemühen erreicht, so wird er nicht bestraft. 

Fassung aufgrund des Gesetzes zur Umsetzung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 3. 
März 2004 (akustische Wohnraumüberwachung) vom 24.06.2005 (BGBl. I S. 1841), in Kraft getreten 
am 01.07.200 

§ 129a StGB - Bildung terroristischer Vereinigungen 

(1) Wer eine Vereinigung gründet, deren Zwecke oder deren Tätigkeit darauf gerichtet sind, 

 1. 
Mord (§ 211) oder Totschlag (§ 212) oder Völkermord (§ 6 des Völkerstrafgesetzbuches) oder 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit (§ 7 des Völkerstrafgesetzbuches) oder Kriegsverbrechen 
(§§ 8, 9, 10, 11 oder § 12 des Völkerstrafgesetzbuches) oder 

 2. Straftaten gegen die persönliche Freiheit in den Fällen des § 239a oder des § 239b 

zu begehen, oder wer sich an einer solchen Vereinigung als Mitglied beteiligt, wird mit Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Vereinigung gründet, deren Zwecke oder deren Tätigkeit darauf 
gerichtet sind, 

 1. 
einem anderen Menschen schwere körperliche oder seelische Schäden, insbesondere der in § 
226 bezeichneten Art, zuzufügen, 

 2. 

Straftaten nach den §§ 303b, 305, 305a oder gemeingefährliche Straftaten in den Fällen der §§ 
306 bis 306c oder 307 Abs. 1 bis 3, des § 308 Abs. 1 bis 4, des § 309 Abs. 1 bis 5, der §§ 313, 
314 oder 315 Abs. 1, 3 oder 4, des § 316b Abs. 1 oder 3 oder des § 316c Abs. 1 bis 3 oder des § 
317 Abs. 1, 

 3. Straftaten gegen die Umwelt in den Fällen des § 330a Abs. 1 bis 3, 

 4. 
Straftaten nach § 19 Abs. 1 bis 3, § 20 Abs. 1 oder 2, § 20a Abs. 1 bis 3, § 19 Abs. 2 Nr. 2 oder 
Abs. 3 Nr. 2, § 20 Abs. 1 oder 2 oder § 20a Abs. 1 bis 3, jeweils auch in Verbindung mit § 21, 
oder nach § 22a Abs. 1 bis 3 des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen oder 

 5. Straftaten nach § 51 Abs. 1 bis 3 des Waffengesetzes zu begehen, 

oder wer sich an einer solchen Vereinigung als Mitglied beteiligt, wenn eine der in den Nummern 1 bis 
5 bezeichneten Taten bestimmt ist, die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern, eine Be-
hörde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt zu 
nötigen oder die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen 
eines Staates oder einer internationalen Organisation zu beseitigen oder erheblich zu beeinträchtigen, 
und durch die Art ihrer Begehung oder ihre Auswirkungen einen Staat oder eine internationale Orga-
nisation erheblich schädigen kann. 

(3) Sind die Zwecke oder die Tätigkeit der Vereinigung darauf gerichtet, eine der in Absatz 1 und 2 
bezeichneten Straftaten anzudrohen, ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
erkennen. 

(4) Gehört der Täter zu den Rädelsführern oder Hintermännern, so ist in den Fällen der Absätze 1 und 
2 auf Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren, in den Fällen des Absatzes 3 auf Freiheitsstrafe von ei-
nem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

(5) Wer eine in Absatz 1, 2 oder Absatz 3 bezeichnete Vereinigung unterstützt, wird in den Fällen der 
Absätze 1 und 2 mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren, in den Fällen des Absat-
zes 3 mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Wer für eine in Absatz 1 oder 
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Absatz 2 bezeichnete Vereinigung um Mitglieder oder Unterstützer wirbt, wird mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(6) Das Gericht kann bei Beteiligten, deren Schuld gering und deren Mitwirkung von untergeordneter 
Bedeutung ist, in den Fällen der Absätze 1, 2, 3 und 5 die Strafe nach seinem Ermessen (§ 49 Abs. 2) 
mildern. 

(7) § 129 Abs. 6 gilt entsprechend. 

(8) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten kann das Gericht die Fähigkeit, öffent-
liche Ämter zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, aberkennen 
(§ 45 Abs. 2). 

(9) In den Fällen der Absätze 1, 2 und 4 kann das Gericht Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1). 

Fassung aufgrund des Gesetzes zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses des Rates vom 13. Juni 
2002 zur Terrorismusbekämpfung und zur Änderung anderer Gesetze vom 22.12.2003 (BGBl. I S. 
2836), in Kraft getreten am 28.12.2003 Gesetzesbegründung verfügbar 

 

§ 129b StGB - Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland; Erweiterter Verfall und 
Einziehung 

(1) Die §§ 129 und 129a gelten auch für Vereinigungen im Ausland. Bezieht sich die Tat auf eine Ver-
einigung außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union, so gilt dies nur, wenn sie durch eine 
im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgeübte Tätigkeit begangen wird oder wenn der 
Täter oder das Opfer Deutscher ist oder sich im Inland befindet. In den Fällen des Satzes 2 wird die 
Tat nur mit Ermächtigung des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz verfolgt. Die 
Ermächtigung kann für den Einzelfall oder allgemein auch für die Verfolgung künftiger Taten erteilt 
werden, die sich auf eine bestimmte Vereinigung beziehen. Bei der Entscheidung über die Ermächti-
gung zieht das Ministerium in Betracht, ob die Bestrebungen der Vereinigung gegen die Grundwerte 
einer die Würde des Menschen achtenden staatlichen Ordnung oder gegen das friedliche Zusammen-
leben der Völker gerichtet sind und bei Abwägung aller Umstände als verwerflich erscheinen. 

(2) In den Fällen der §§ 129 und 129a, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 1, sind die §§ 73d und 
74a anzuwenden. 

Fassung aufgrund der Zehnten Zuständigkeitsanpassungsverordnung vom 31.08.2015 (BGBl. I S. 
1474), in Kraft getreten am 08.09.2015. 

§ 232 StGB – Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung 

(1) 1Wer eine andere Person unter Ausnutzung einer Zwangslage oder der Hilflosigkeit, die mit ihrem 
Aufenthalt in einem fremden Land verbunden ist, zur Aufnahme oder Fortsetzung der Prostitution oder 
dazu bringt, sexuelle Handlungen, durch die sie ausgebeutet wird, an oder vor dem Täter oder einem 
Dritten vorzunehmen oder von dem Täter oder einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, wird mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. 2Ebenso wird bestraft, wer eine Per-
son unter einundzwanzig Jahren zur Aufnahme oder Fortsetzung der Prostitution oder zu den sonst in 
Satz 1 bezeichneten sexuellen Handlungen bringt. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren ist zu erkennen, wenn  

1. das Opfer der Tat ein Kind (§ 176 Abs. 1) ist, 

2. der Täter das Opfer bei der Tat körperlich schwer misshandelt oder durch die Tat in die Ge-
fahr des Todes bringt oder  
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3. der Täter die Tat gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Be-
gehung solcher Taten verbunden hat, begeht. 

(4) Nach Absatz 3 wird auch bestraft, wer  

1. eine andere Person mit Gewalt, durch Drohung mit einem empfindlichen Übel oder durch List 
zur Aufnahme oder Fortsetzung der Prostitution oder zu den sonst in Absatz 1 Satz 1 be-
zeichneten sexuellen Handlungen bringt oder 

2. sich einer anderen Person mit Gewalt, durch Drohung mit einem empfindlichen Übel oder 
durch List bemächtigt, um sie zur Aufnahme oder Fortsetzung der Prostitution oder zu den 
sonst in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten sexuellen Handlungen zu bringen. 

(5) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren, in minder schweren Fällen der Absätze 3 und 4 ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren zu erkennen. 

§ 233 StGB – Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft  

(1) 1Wer eine andere Person unter Ausnutzung einer Zwangslage oder der Hilflosigkeit, die mit ihrem 
Aufenthalt in einem fremden Land verbunden ist, in Sklaverei, Leibeigenschaft oder Schuldknecht-
schaft oder zur Aufnahme oder Fortsetzung einer Beschäftigung bei ihm oder einem Dritten zu Ar-
beitsbedingungen, die in einem auffälligen Missverhältnis zu den Arbeitsbedingungen anderer Arbeit-
nehmerinnen oder Arbeitnehmer stehen, welche die gleiche oder eine vergleichbare Tätigkeit ausü-
ben, bringt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. 2Ebenso wird 
bestraft, wer eine Person unter einundzwanzig Jahren in Sklaverei, Leibeigenschaft oder Schuld-
knechtschaft oder zur Aufnahme oder Fortsetzung einer in Satz 1 bezeichneten Beschäftigung bringt. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) § 232 Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend. 

§ 233a StGB – Förderung des Menschenhandels 

(1) Wer einem Menschenhandel nach § 232 oder § 233 Vorschub leistet, indem er eine andere Per-
son anwirbt, befördert, weitergibt, beherbergt oder aufnimmt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren ist zu erkennen, wenn  

1. das Opfer der Tat ein Kind (§ 176 Abs. 1) ist, 

2. der Täter das Opfer bei der Tat körperlich schwer misshandelt oder durch die Tat in die Ge-
fahr des Todes bringt oder  

3. der Täter die Tat mit Gewalt oder durch Drohung mit einem empfindlichen Übel oder ge-
werbsmäßig oder als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten 
verbunden hat, begeht. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 261 StGB – Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte 

(1) 1Wer einen Gegenstand, der aus einer in Satz 2 genannten rechtswidrigen Tat herrührt, verbirgt, 
dessen Herkunft verschleiert oder die Ermittlung der Herkunft, das Auffinden, den Verfall, die Einzie-
hung oder die Sicherstellung eines solchen Gegenstandes vereitelt oder gefährdet, wird mit Freiheits-
strafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 2Rechtswidrige Taten im Sinne des Satzes 1 sind 

1. Verbrechen, 

2. Vergehen nach 
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a) den §§ 108e, 332 Absatz 1 und 3 sowie § 334, jeweils auch in Verbindung mit § 335a, 

b) § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Betäubungsmittelgesetzes und § 19 Abs. 1 Nr. 1 des 
Grundstoffüberwachungsgesetzes, 

3. Vergehen nach § 373 und nach § 374 Abs. 2 der Abgabenordnung, jeweils auch in Verbin-
dung mit § 12 Abs. 1 des Gesetzes zur Durchführung der Gemeinsamen Marktorganisationen 
und der Direktzahlungen, 

4. Vergehen 

a) nach den §§ 152a, 181a, 232 Abs. 1 und 2, § 233 Abs. 1 und 2, §§ 233a, 242, 246, 
253, 259, 263 bis 264, 266, 267, 269, 271, 284, 299, 326 Abs. 1, 2 und 4, § 328 
Abs. 1, 2 und 4 sowie § 348, 

b) nach § 96 des Aufenthaltsgesetzes, § 84 des Asylgesetzes, nach § 370 der Abga-
benordnung, nach § 38 Absatz 1 bis 3 und 5 des Wertpapierhandelsgesetzes sowie 
nach den §§ 143, 143a und 144 des Markengesetzes, den §§ 106 bis 108b des Urhe-
berrechtsgesetzes, § 25 des Gebrauchsmustergesetzes, den §§ 51 und 65 des De-
signgesetzes, § 142 des Patentgesetzes, § 10 des Halbleiterschutzgesetzes und § 39 
des Sortenschutzgesetzes, 

die gewerbsmäßig oder von einem Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung 
solcher Taten verbunden hat, begangen worden sind, und 

5. Vergehen nach den §§ 89a und 89c und nach den §§ 129 und 129a Abs. 3 und 5, jeweils 
auch in Verbindung mit § 129b Abs. 1, sowie von einem Mitglied einer kriminellen oder terro-
ristischen Vereinigung (§§ 129, 129a, jeweils auch in Verbindung mit § 129b Abs. 1) began-
gene Vergehen. 

3Satz 1 gilt in den Fällen der gewerbsmäßigen oder bandenmäßigen Steuerhinterziehung nach § 370 
der Abgabenordnung für die durch die Steuerhinterziehung ersparten Aufwendungen und unrechtmä-
ßig erlangten Steuererstattungen und -vergütungen sowie in den Fällen des Satzes 2 Nr. 3 auch für 
einen Gegenstand, hinsichtlich dessen Abgaben hinterzogen worden sind. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer einen in Absatz 1 bezeichneten Gegenstand  

1. sich oder einem Dritten verschafft oder (1) 

2. verwahrt oder für sich oder einen Dritten verwendet, wenn er die Herkunft des Gegenstandes 
zu dem Zeitpunkt gekannt hat, zu dem er ihn erlangt hat. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) 1In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren. 2Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter gewerbsmäßig oder 
als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung einer Geldwäsche verbunden 
hat. 

(5) Wer in den Fällen des Absatzes 1 oder 2 leichtfertig nicht erkennt, dass der Gegenstand aus einer 
in Absatz 1 genannten rechtswidrigen Tat herrührt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(6) Die Tat ist nicht nach Absatz 2 strafbar, wenn zuvor ein Dritter den Gegenstand erlangt hat, ohne 
hierdurch eine Straftat zu begehen. 

(7) 1Gegenstände, auf die sich die Straftat bezieht, können eingezogen werden. 2§ 74a ist anzuwen-
den. 3§ 73d ist anzuwenden, wenn der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die 
sich zur fortgesetzten Begehung einer Geldwäsche verbunden hat. 
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(8) Den in den Absätzen 1, 2 und 5 bezeichneten Gegenständen stehen solche gleich, die aus einer 
im Ausland begangenen Tat der in Absatz 1 bezeichneten Art herrühren, wenn die Tat auch am Tatort 
mit Strafe bedroht ist. 

(9) 1Nach den Absätzen 1 bis 5 wird nicht bestraft, 

1. wer die Tat freiwillig bei der zuständigen Behörde anzeigt oder freiwillig eine solche Anzeige 
veranlasst, wenn nicht die Tat zu diesem Zeitpunkt bereits ganz oder zum Teil entdeckt war 
und der Täter dies wusste oder bei verständiger Würdigung der Sachlage damit rechnen 
musste, und 

2. in den Fällen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 unter den in Nummer 1 genannten Voraus-
setzungen die Sicherstellung des Gegenstandes bewirkt, auf den sich die Straftat bezieht. 

2Nach den Absätzen 1 bis 5 wird außerdem nicht bestraft, wer wegen Beteiligung an der Vortat straf-
bar ist. 3Eine Straflosigkeit nach Satz 2 ist ausgeschlossen, wenn der Täter oder Teilnehmer einen 
Gegenstand, der aus einer in Absatz 1 Satz 2 genannten rechtswidrigen Tat herrührt, in den Verkehr 
bringt und dabei die rechtswidrige Herkunft des Gegenstandes verschleiert. 

§ 263 StGB – Betrug 

(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, dass er durch Vorspiegelung falscher oder durch 
Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder unterhält, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) 1In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren. 2Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter  

1. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung von 
Urkundenfälschung oder Betrug verbunden hat, 

2. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt oder in der Absicht handelt, durch die 
fortgesetzte Begehung von Betrug eine große Zahl von Menschen in die Gefahr des Verlustes 
von Vermögenswerten zu bringen, 

3. eine andere Person in wirtschaftliche Not bringt, 

4. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger oder Europäischer Amtsträger miss-
braucht oder 

5. einen Versicherungsfall vortäuscht, nachdem er oder ein anderer zu diesem Zweck eine Sa-
che von bedeutendem Wert in Brand gesetzt oder durch eine Brandlegung ganz oder teilwei-
se zerstört oder ein Schiff zum Sinken oder Stranden gebracht hat. 

(4) § 243 Abs. 2 sowie die §§ 247 und 248a gelten entsprechend. 

(5) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren Fällen mit Freiheitsstra-
fe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer den Betrug als Mitglied einer Bande, die 
sich zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den §§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden 
hat, gewerbsmäßig begeht. 

(6) Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1). 

(7) 1Die §§ 43a und 73d sind anzuwenden, wenn der Täter als Mitglied einer Bande handelt, die sich 
zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den §§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat. 
2§ 73d ist auch dann anzuwenden, wenn der Täter gewerbsmäßig handelt. 

§ 264 StGB – Subventionsbetrug 
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(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

1. einer für die Bewilligung einer Subvention zuständigen Behörde oder einer anderen in das 
Subventionsverfahren eingeschalteten Stelle oder Person (Subventionsgeber) über subven-
tionserhebliche Tatsachen für sich oder einen anderen unrichtige oder unvollständige Anga-
ben macht, die für ihn oder den anderen vorteilhaft sind, 

2. einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Rechtsvorschriften oder 
durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention beschränkt ist, entgegen der 
Verwendungsbeschränkung verwendet, 

3. den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften über die Subventionsvergabe über 
subventionserhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt oder 

4. in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder unvollständige Angaben erlangte 
Bescheinigung über eine Subventionsberechtigung oder über subventionserhebliche Tatsa-
chen gebraucht. 

(2) 1In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren. 2Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter  

1. aus grobem Eigennutz oder unter Verwendung nachgemachter oder verfälschter Belege für 
sich oder einen anderen eine nicht gerechtfertigte Subvention großen Ausmaßes erlangt, 

2. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger oder Europäischer Amtsträger miss-
braucht oder 

3. die Mithilfe eines Amtsträgers oder Europäischen Amtsträgers ausnutzt, der seine Befugnisse 
oder seine Stellung missbraucht. 

(3) § 263 Abs. 5 gilt entsprechend. 

(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 leichtfertig handelt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(5) 1Nach den Absätzen 1 und 4 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, dass auf Grund der Tat 
die Subvention gewährt wird. 2Wird die Subvention ohne Zutun des Täters nicht gewährt, so wird er 
straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, das Gewähren der Subvention zu verhindern. 

(6) 1Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen einer Straftat nach den Absätzen 1 
bis 3 kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus 
öffentlichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 45 Abs. 2). 2Gegenstände, auf die sich die Tat be-
zieht, können eingezogen werden; § 74a ist anzuwenden. 

(7) 1Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist  

1. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach Bundes- oder Landesrecht an Betriebe oder Un-
ternehmen, die wenigstens zum Teil  

a) ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird und 

b) der Förderung der Wirtschaft dienen soll; 

2. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaften, die 
wenigstens zum Teil ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird.  

2Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 ist auch das öffentliche Unternehmen. 

(8) Subventionserheblich im Sinne des Absatzes 1 sind Tatsachen,  
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1. die durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes von dem Subventionsgeber als subven-
tionserheblich bezeichnet sind oder 

2. von denen die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen 
einer Subvention oder eines Subventionsvorteils gesetzlich abhängig ist. 

§ 299 StGB – Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer im geschäftlichen Verkehr 
als Angestellter oder Beauftragter eines Unternehmens 

1. einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt 
oder annimmt, dass er bei dem Bezug von Waren oder Dienstleistungen einen anderen im in-
ländischen oder ausländischen Wettbewerb in unlauterer Weise bevorzuge, oder 

2. ohne Einwilligung des Unternehmens einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleis-
tung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er bei dem Bezug von Waren 
oder Dienstleistungen eine Handlung vornehme oder unterlasse und dadurch seine Pflichten 
gegenüber dem Unternehmen verletze. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer im geschäftlichen Verkehr einem Angestellten oder Beauftragten eines 
Unternehmens 

1. einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder 
gewährt, dass er bei dem Bezug von Waren oder Dienstleistungen ihn oder einen anderen im 
inländischen oder ausländischen Wettbewerb in unlauterer Weise bevorzuge, oder 

2. ohne Einwilligung des Unternehmens einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegen-
leistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass er bei dem Bezug von Waren oder 
Dienstleistungen eine Handlung vornehme oder unterlasse und dadurch seine Pflichten ge-
genüber dem Unternehmen verletze. 

§ 333 StGB – Vorteilsgewährung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem Europäischen Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr für die Dienstausübung einen Vorteil für 
diesen oder einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer einem Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter einen 
Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass er 
eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn die zuständige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse 
entweder die Annahme des Vorteils durch den Empfänger vorher genehmigt hat oder sie auf unver-
zügliche Anzeige des Empfängers genehmigt. 

§ 334 StGB – Bestechung 

(1) 1Wer einem Amtsträger, einem Europäischen Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst be-
sonders Verpflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr einen Vorteil für diesen oder einen Drit-
ten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass er eine Diensthandlung vorge-
nommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen wür-
de, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 2In minder schweren Fällen 
ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

(2) 1Wer einem Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter einen 
Vorteil für diesen oder einen Dritten, als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass 
er eine richterliche Handlung 
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1. vorgenommen und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder 

2. künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzen würde,  

wird in den Fällen der Nummer 1 mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren, in den Fällen 
der Nummer 2 mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 2Der Versuch ist 
strafbar. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung anbietet, verspricht oder 
gewährt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er den anderen zu bestimmen 
versucht, dass dieser 

1. bei der Handlung seine Pflichten verletzt oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei der Ausübung des Ermessens durch 
den Vorteil beeinflussen lässt. 

 

§ 335a StGB – Ausländische und internationale Bedienstete 

(1) Für die Anwendung der §§ 332 und 334, jeweils auch in Verbindung mit § 335, auf eine Tat, die 
sich auf eine künftige richterliche Handlung oder eine künftige Diensthandlung bezieht, stehen gleich: 

1. einem Richter: 
ein Mitglied eines ausländischen und eines internationalen Gerichts; 

2. einem sonstigen Amtsträger: 

a) ein Bediensteter eines ausländischen Staates und eine Person, die beauftragt ist, öffentli-
che Aufgaben für einen ausländischen Staat wahrzunehmen; 

b) ein Bediensteter einer internationalen Organisation und eine Person, die beauftragt ist, Auf-
gaben einer internationalen Organisation wahrzunehmen; 

c) ein Soldat eines ausländischen Staates und ein Soldat, der beauftragt ist, Aufgaben einer 
internationalen Organisation wahrzunehmen. 

(2) Für die Anwendung der §§ 331 und 333 auf eine Tat, die sich auf eine künftige richterliche Hand-
lung oder eine künftige Diensthandlung bezieht, stehen gleich: 

1. einem Richter: 
ein Mitglied des Internationalen Strafgerichtshofes; 

2. einem sonstigen Amtsträger: 
ein Bediensteter des Internationalen Strafgerichtshofes. 

(3) Für die Anwendung des § 333 Absatz 1 und 3 auf eine Tat, die sich auf eine künftige Diensthand-
lung bezieht, stehen gleich: 

1. einem Soldaten der Bundeswehr: 
ein Soldat der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Truppen der nichtdeutschen 
Vertragsstaaten des Nordatlantikpaktes, die sich zur Zeit der Tat im Inland aufhalten; 

2. einem sonstigen Amtsträger: 
ein Bediensteter dieser Truppen; 

3. einem für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten: 
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eine Person, die bei den Truppen beschäftigt oder für sie tätig und auf Grund einer allgemei-
nen oder besonderen Anweisung einer höheren Dienststelle der Truppen zur gewissenhaften 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten förmlich verpflichtet worden ist. 

 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 17. Dezember 1997 über die Bekämpfung der Bestechung 
ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr (Gesetz zur Bekämpfung inter-
nationaler Bestechung - IntBestG) 

 
§ 2 Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem geschäft-
lichen Verkehr 

(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen Auftrag oder einen unbilligen Vorteil im internati-
onalen geschäftlichen Verkehr zu verschaffen oder zu sichern, einem Mitglied eines Gesetzgebungs-
organs eines ausländischen Staates oder einem Mitglied einer parlamentarischen Versammlung einer 
internationalen Organisation einen Vorteil für dieses oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbie-
tet, verspricht oder gewährt, dass es eine mit seinem Mandat oder seinen Aufgaben zusammenhän-
gende Handlung oder Unterlassung künftig vornimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

 

 

 


